
 

Es gibt hier keine Armen? 

In Deutschland ist es fast unmöglich, über Armut zu reden. Das liegt auch daran, dass die 
Debatten über die Unterschicht von denen geführt werden, die noch nie in ihrem Leben unten 
waren. Wie man das ändern kann 
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Sagen wir es gleich am Anfang freiheraus: Ja, in diesem Land gibt es Armut, und sie breitet sich 

immer weiter aus.  

Langzeitarbeitslose, Alleinerziehende, Ausländer, Schulversager, kinderreiche Familien - sie alle sind 

davon betroffen. Genauso wie Menschen aus der bislang für sicher gehaltenen Mitte der Gesellschaft: 

Leute, die Arbeit haben, aber schlecht bezahlt werden, Akademiker mit Doktortitel, die keine 

Anstellung finden, Facharbeiter, die nach zwanzig oder dreißig Jahren ihren Job verlieren und nach 

einem Jahr Arbeitslosigkeit nur noch von Hartz IV leben. 

Das Schicksal liegt im Alltäglichen. Es muss in Deutschland nichts Außergewöhnliches mehr 

geschehen, damit Menschen sozial abstürzen. Elf Millionen sind arm oder von Armut bedroht, sieben 

Millionen leben auf Sozialhilfeniveau, fünf Millionen haben keine Arbeit, drei Millionen Haushalte sind 

überschuldet.  

Das Zusammenleben in unserer Gesellschaft wird härter und unsolidarischer. Die Republik teilt sich 

wieder in "die da oben" und "die da unten", in Gewinner und Verlierer. Die alten Klassen- gegensätze 

kehren zurück. 

Warum gibt es angesichts dieses gesellschaftlichen Skandals eigentlich keinen lauten Aufschrei? 

Warum geht niemand auf die Straße und klagt an, wen auch immer, die Kapitalisten, die Globalisierer, 

den Staat, die Regierung? 

Warum brennen keine Vorstädte wie in Frankreich? 

Warum findet sich hierzulande nicht einmal jemand, der die deutsche Variante der Revolte organisiert, 

einen Aufstand der Anständigen, mit Mahnwachen und Kerzen in der Hand? 

Geht es den Deutschen einfach zu gut? Sind sie immer noch autoritätsfixiert, für den hemmungslosen 

Widerstand nicht gemacht? Oder haben sie nach den Zumutungen der letzten Jahre schon resigniert? 

Weder das eine noch das andere. Die Lage ist komplizierter. Die Bundesrepublik ist eine 

Konsensdemokratie. Da findet selbst noch der Abbau des einst so stolzen deutschen Sozialstaates im 

Konsens statt.  



Da wird nicht hart durchregiert, wie es sich Angela Merkel einst, als sie noch nicht Regierungschefin 

war, erträumte. Und da gibt es erst recht keinen Putsch von oben, wie Gerhard Schröders 

Kanzlerattitüde manchmal vermuten ließ. Millimeterweise werden alte Besitzstände und soziale 

Sicherungen abgeklopft. Das geschieht oft knapp unterhalb der Erregungs- und Skandalschwelle. 

Jede einzelne Maßnahme, von der Praxisgebühr bis hin zur Rente mit 67, scheint nicht gerecht zu 

sein, aber doch irgendwie erträglich, weil offenbar notwendig.  

In Deutschland brennen die Vorstädte nicht so schnell. 

Es ist fast unmöglich, in diesem Land über Armut zu reden. Man wird ständig genötigt zu betonen, 

dass Deutschland reich ist. Als wäre das Problem der Armut dadurch gelöst. Dabei wird es nur 

komplizierter. Das Problem wird relativiert, bis es so klein ist, dass man es nicht mehr erkennen kann. 

Ja, Deutschland ist ein sehr reiches Land, immer noch. Darf es deswegen keine Armen geben? In 

Deutschland gibt es Langzeitarbeitslose, Opfer der Deindustrialisierung und Hartz-IV-Empfänger. 

Erwerbsfähige Hilfebedürftige und nicht erwerbsfähige Hilfebedürftige. Menschen aus bildungsfernen 

Milieus. Menschen mit Migrationshintergrund. Die alte Unterschicht. Die neue Unterschicht. Alles, aber 

um Himmels willen keine Armen! Die Begriffe sollen suggerieren, die Gesellschaft habe das Problem 

im Griff.  

In Afrika gebe es Arme, heißt es, aber nicht bei uns. Wir auf unserer Wohlstandsinsel hätten doch gar 

keinen Begriff mehr von Armut. In Tansania müssten 73 Prozent der Einwohner mit weniger als zwei 

Dollar täglich auskommen. Im Sudan würden Millionen einfach verhungern. Aber was sagt das schon, 

außer, dass diese Ungerechtigkeit zum Himmel schreit?  

Die Weltbank hat eine internationale Armutsgrenze festgelegt. Als arm gelten demnach alle Personen, 

die weniger als einen US- Dollar pro Tag für ihr Leben zur Verfügung haben. So unfassbar arm sind 

über 1,5 Milliarden Menschen, ein Viertel der gesamten Weltbevölkerung.  

Muss das ein Maßstab für uns sein? Soll sich eines der reichsten Länder bei der Frage, wie viele 

Arme es hat und wie es mit ihnen umgeht, ausgerechnet an den ärmsten Gegenden der Welt 

orientieren? Und warum wird dieser Vergleich gern von denen vorgebracht, die sich Löhne wie in 

Polen, aber Vorstandsgehälter wie in den USA wünschen?  

Wir haben tatsächlich keinen Begriff von Armut in unserem eigenen Land. Wir haben Schwierigkeiten 

damit, einen Penner, der sich von seiner Sozialhilfe Pornohefte kauft, als arm anzusehen.  

Wir sehen schon lange nicht mehr genau hin, wenn uns der junge Punker in der Fußgängerzone 

anbettelt, wir denken, er könnte es mit Arbeit doch wenigstens mal versuchen. 

Wir haben in der Zeitung gelesen, dass all die Hartz-IV-Empfänger, die sich Monat für Monat ihr Geld - 

unser Geld! - vom Staat auszahlen lassen, Handys, riesige Fernseher und DVD-Player besitzen. Wir 

denken, wenn unser Nachbar seinen Job verliert, ganz schnell daran, dass er ja immerhin sein großes 

Auto behält und seine Tochter weiter zum Tanzkurs schickt.  



Wir sind für ein paar Tage alarmiert, wenn eine Hauptschule in Berlin-Neukölln vor ihren Schülern 

kapituliert, aber dann kleben wir das Etikett "Ghetto" drauf, rufen nach Werten wie Höflichkeit und 

Zucht und Ordnung oder wollen die "ausländischen" Schüler samt ihren Eltern am besten gleich 

abschieben.  

Und dass es in diesem Land zehntausende Kinder gibt, die hungern, die Montag für Montag mit 

Magenknurren in die Kindergärten und Schulen kommen, weil sie zu Hause nicht ausreichend zu 

essen haben oder niemand sich um sie kümmert, daran glauben wir einfach nicht.  

Es gibt ja keine Armen in Deutschland. Und Hunger leiden muss hierzulande schon gar niemand.  

Der eklatante Mangel an sozialer Empathie ist übrigens nicht neu, und er hat einen Grund. "Wir sind 

arm an Wissen über Armut", sagt Heiner Geißler. Diesen Befund erstellte der CDU-Politiker bereits 

1976; damals war er Sozialminister in Rheinland-Pfalz.  

Unsere Gesellschaft ist, was Armut betrifft, autistisch. Sie interessiert sich, wie viele Autisten, nur für 

Systeme. Sie diskutiert die "Agenda 2010", sie predigt den "Umbau des Sozialstaates", sie wägt den 

Vorteil von "Teilhabegerechtigkeit" gegenüber der "Verteilungsgerechtigkeit" ab, sie kennt tausende 

Statistiken über die deprimierende Lage auf dem Arbeitsmarkt. Sie spuckt Zahlen, Diagramme und 

Schaltpläne aus. Sie kann alles abstrahieren. Aber den Kontakt zu denen, die das betrifft, die damit 

klarkommen müssen, die darunter leiden, diesen Kontakt hat die Gesellschaft verloren. Sie ist unfähig, 

sich in die Lage armer Menschen hineinzuversetzen oder gar sie zu verstehen. Sie schildert stets eine 

völlig andere Welt, obwohl doch beide, die Mehrheitsgesellschaft und ihre Armen, in derselben Welt 

leben. 

Das liegt auch daran, dass die Debatten über die Unterschicht von denen geführt werden, die noch 

nie in ihrem Leben unten waren. Journalisten, die in Talkshows behaupten, das wahre Elend am 

Rande unserer Gesellschaft sei gar keine Armut im Portemonnaie, sondern eine Armut im Geiste, 

erhalten allein als Honorar für 45 Minuten im ARD-Presseclub 600 Euro - mehr Geld, als die 

Menschen, über die sie reden, für den ganzen Monat zur Verfügung haben.  

Aus der Perspektive von oben verschwimmen ganz schnell die feinen Unterschiede, die für viele 

Menschen im Alltag existenziell sind. In dieser Journalistenwelt sind 10 Euro Praxisgebühr im Quartal 

kein Problem, mit Verschärfung von Armut haben sie schon gar nichts zu tun. Dahinter verbirgt sich 

nicht nur eine Wahrnehmungsschwäche, sondern ein Grundproblem.  

Die meisten Journalisten in Deutschland reflektieren oft nur noch ihr eigenes Herkunftsmilieu. Mehr als 

zwei Drittel von ihnen stammen aus der Mittelschicht, stellte der Hamburger Journalistikprofessor 

Siegfried Weischenberg 2005 in einer repräsentativen Studie über deutsche Journalisten fest.  

Andere Lebenswelten als die eigenen werden nicht mehr richtig wahrgenommen. "Die große Mehrheit 

der Journalisten hat ausschließlich Freunde, die auch Journalisten sind", sagt Weischenberg. 



Dabei pflegen wir Journalisten immer noch gern den Mythos, wir seien so etwas wie der Anwalt der 

kleinen Leute, deren Rächer im Kampf mit der Obrigkeit. Viele Journalisten sind jedoch längst Teil des 

Establishments geworden. Mit den Mächtigen, die wir kontrollieren sollen, sitzen wir oft an einem 

Tisch. Wir betätigen uns gern als ihre Souffleure. Die smarte neue Mitte genügt ganz sich selbst.  

Um die Frage, was Armut in Deutschland bedeutet, überhaupt debattieren zu können, müssen wir 

unseren Standort verlassen. Wer von der Mitte aus die Probleme betrachtet, sieht nicht dasselbe wie 

jemand, der vom sozialen Rand auf die Gesellschaft blickt. 

Was die Betroffenen am allerwenigsten benötigen, ist unser Mitleid. Wir können uns von der Armut 

unter uns weder durch Mitgefühl noch mit Geld freikaufen. Aber genaues Hinsehen könnte helfen, das 

Problem in seiner Schärfe erst einmal wahrzunehmen. Dies ist noch kein Beitrag zur Beantwortung 

der Frage, wie den Armen geholfen werden kann - aber eine wichtige Voraussetzung dafür. Wir dürfen 

nicht hinnehmen, dass den Armen die Anerkennung ihrer Bedürftigkeit versagt bleibt, nur weil es am 

anderen Ende der Welt Menschen gibt, die noch viel weniger haben.  

Wir brauchen eine Haltung von Empörung - darüber, dass wir es zulassen, dass Millionen von 

Menschen in Armut stürzen und kaum Chancen haben, sich daraus befreien zu können. Wer diese 

Empörung nicht aufbringt, dem sei angesichts von Elend und Ausgrenzung wenigstens Scham zu 

wünschen. So war übrigens der erste Armutsbericht der Bundesrepublik, vorgelegt im November 1989 

vom Paritätischen Wohlfahrtsverband, überschrieben: "… wessen wir uns schämen müssen in einem 

reichen Land". 

Stellen wir uns einfach vor, wir sehen unsere Gesellschaft mit den Augen der Betroffenen. Schon 

diese Perspektive enthält einen Maßstab für Gerechtigkeit: Das Ansehen eines Gemeinwesens 

bemisst sich am Wohl der Schwachen. Ihnen muss die gleiche Würde zuerkannt werden wie den 

Starken.  

Erkennen wir uns in diesem Blick wieder? 

 


